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Merkblatt der Konferenz der kantonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden

Leistungen von Wohlfahrtsfonds
Das neue Merkblatt der Konferenz der kantonalen BVG- und Stiftungs

aufsichtsbehörden gibt einen Überblick, welche Leistungen die Wohlfahrts- 

fonds nach der Praxis der Aufsichtsbehörden erbringen dürfen. 

Im Merkblatt werden drei Leistungskate-
gorien mit Beispielen aufgeführt. 

Leistungen zur Verbesserung  
der beruflichen Vorsorge 

Dazu zählen beispielsweise die Finan-
zierung einer Höherverzinsung der Al-
tersguthaben oder von Teuerungszulagen 
für Renten, die Finanzierung von Ein-
kaufsbeiträgen, die Abfederung der Sen-
kung des Umwandlungssatzes oder des 
technischen Zinssatzes.

Eine indirekte Verbesserung der be-
ruflichen Vorsorge wird auch bewirkt, 
wenn der Wohlfahrtsfonds die Pensions-
kasse bei einer Unterdeckung finanziell 
mittels Einlagen in die Pensionskasse 
unterstützt.

Finanzierung einer Beitragsreduktion 
oder einer Beitragsbefreiung

Ein Wohlfahrtsfonds kann unter be-
stimmten Rahmenbedingungen praxis-
gemäss eine solche Leistung überneh-
men. Eine einseitige Finanzierung der 
Arbeitgeberbeiträge ist jedoch nur aus 
einer vorgängig geäufneten Arbeitgeber-
beitragsreserve zulässig, ausser es handle 
sich beim Wohlfahrtsfonds um eine Fi-
nanzierungsstiftung.

Unterstützung von Destinatären  
in Notlagen

Hierzu zählen zunächst die klassi-
schen Härtefallleistungen an einzelne 
Destinatäre. Härtefallleistungen sind 
insbesondere auch im Zusammenhang 
mit Sozialplänen bei Massenentlassun-
gen möglich, wie namentlich die Finan-
zierung von vorzeitigen Pensionierun-
gen, die Aufstockung der Arbeitslosen-
entschädigung oder die Übernahme von 
Umschulungs- oder Weiterbildungskos-
ten. Sodann darf ein Wohlfahrtsfonds 
auch für die Aufstockung der Kurz-

arbeitsentschädigung als Härtefallleis-
tung aufkommen. 

Unzulässige Leistungen
Im Merkblatt wird weiter festgehal-

ten, welche Leistungen nicht ausgerich-
tet werden dürfen. Das sind zum einen 
Leistungen, die weder der Vorsorge der 
Destinatäre noch der Milderung einer 
Notlage eines Destinatärs dienen. So-
dann dürfen Verpflichtungen des Arbeit-
gebers nicht übernommen werden (z.B. 
Lohn- oder Lohnfortzahlungen), denn 
ein Rückfluss von Stiftungsmitteln an 
den Arbeitgeber ist unzulässig. Sozialver-
sicherungsbeiträge (AHV/IV, UV, EO 
etc.) oder Krankenkassen- oder Kran-
kentaggeldprämien dürfen von Wohl-
fahrtsfonds mit Ausnahme der oben er-
wähnten Beiträge an die berufliche Vor-
sorge nicht übernommen werden. Der 
Wohlfahrtsfonds darf auch nicht für 
medizinische Behandlungen aufkom-
men, ausser es liege eine Notlage eines 
Destinatärs vor. Unzulässig ist auch die 
Kostenübernahme für eine Mitarbeiter-
kantine oder für eine Kita.

Zu beachtende Grundsätze
Gemäss Merkblatt hat der Wohlfahrts-

fonds bei der Ausrichtung von Leistungen 
folgende Grundsätze zu beachten:
–– Es dürfen nur Leistungen an bzw. für 
Destinatäre des Wohlfahrtsfonds aus-
gerichtet werden. Kollektive Zahlun-
gen an die Pensionskasse sind nur 
erlaubt, wenn die Pensionskasse den-
selben Destinatärskreis wie der Wohl-
fahrtsfonds aufweist.

–– Die Leistungen müssen zweckkon-
form sein, d.h. Vorsorgecharakter ha-
ben. Das Merkblatt unterscheidet zwi-
schen Leistungen zur Verbesserung der 
beruflichen Vorsorge (Risiken Alter, 
Tod, Invalidität) als Hauptzweck oder 
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Leistungen zur Milderung einer Not-
lage infolge Krankheit, Unfall, Alter 
oder Arbeitslosigkeit als Nebenzweck 
eines Wohlfahrtsfonds.

–– Der Stiftungsrat hat bei der Ausrich-
tung von Härtefallleistungen im Ein-
zelfall zu prüfen, ob eine Notlage vor-
liegt oder droht. Er darf aus Gründen 
der Praktikabilität und der Verhältnis-
mässigkeit gewisse Pauschalisierungen 
vornehmen, wie z.B. das Festlegen von 
Einkommensgrenzen, evtl. unter Be-
rücksichtigung von familiären Unter-
stützungspflichten.

–– Nicht der Arbeitgeber, sondern der 
Stiftungsrat hat nach pflichtgemässem 
Ermessen über die Ausrichtung von 
Leistungen zu beschliessen.

–– Dabei hat der Stiftungsrat die Grund-
sätze der Gleichbehandlung und der 
Angemessenheit sinngemäss zu beach-
ten. Er muss Destinatäre in vergleich-
baren Situationen gleich behandeln 
und auch absehbaren künftigen Ent-
wicklungen Rechnung tragen, sodass 
auch künftig Leistungen in ähnlichem 
Rahmen gesprochen werden können.

Rechtssicherheit
Das Merkblatt der Konferenz der kan-

tonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbe-
hörden zu den Leistungen von Wohl-
fahrtsfonds mit Ermessensleistungen ist 
zu begrüssen. Es hält anhand von Bei-
spielen übersichtlich fest, welche Leistun-
gen die Aufsichtsbehörden als zulässig 
erachten und trägt damit zur Rechtssi-
cherheit bei. So ist z. B. eine Aufstockung 
der Kurzarbeitsentschädigung nicht 
mehr an die Corona-Pandemie gebun-
den, wie dies in der Mitteilung der Ober-
aufsichtskommission Berufliche Vor-

sorge (OAK BV) noch vorgesehen ist.1 
Auch die Finanzierung der Aufstockung 
der Arbeitslosenentschädigung in einem 
Sozialplan ist grundsätzlich möglich. 

Beispiele sind nicht abschliessend
Die im Merkblatt erwähnten Bei-

spiele sind nicht abschliessend. Auch 
eine freiwillige Verteilung von freien 
Mitteln an die Destinatäre nach einem 
objektiven Schlüssel (für die aktiven Ver-
sicherten mittels individueller Einlage in 
die Pensionskasse) bleibt möglich. Leis-
tungen zur Stärkung der Pensionskasse 
über die Ausfinanzierung einer Unter-
deckung hinaus sind denkbar, denn auch 
damit wird indirekt die berufliche Vor-
sorge der Destinatäre verbessert.

Allfällige Mitfinanzierung  
eines Sozialplans

Die Mitfinanzierung von Sozialplä-
nen zählt traditionell zu den Aufgaben 
von Wohlfahrtsfonds. Ob und, wenn ja, 
welche Massnahme ein Wohlfahrtsfonds 
bei Sozialplänen mitfinanzieren kann/
soll, ist durch den Stiftungsrat im Einzel-
fall unter Berücksichtigung der allgemei-
nen Grundsätze sorgfältig und vorgängig 
zu prüfen. Von periodischen Leistungen 
ist generell abzuraten, wenn sie nicht klar 
befristet und beschränkt sind. Die Über-
nahme von Outplacement-Kosten ist 
nach Ansicht der Autorin zusätzlich zu 
den im Merkblatt erwähnten Leistungen 
denkbar. Vorsicht ist bei Überbrückungs-
zahlungen von Wohlfahrtsfonds im Rah-
men eines Sozialplans geboten.2 

Festlegung der Leistungen  
durch den Stiftungsrat 

Generell hat der Wohlfahrtsfonds bei 
seiner Leistungsstrategie seinen konkre-
ten Stiftungszweck, seinen Destinatärs-
kreis, die Höhe seiner Mittel und seine 
Besonderheiten zu beachten. Der Ent-
scheid über eine nachhaltige Leistungs-
strategie des Wohlfahrtsfonds obliegt 
dem Stiftungsrat, nicht dem Arbeitgeber. 
Auch wenn im Stiftungsrat meist nur 

1	 Mitteilungen OAK BV M-02/2020, Leistungen 
von Wohlfahrtsfonds bei Kurzarbeit als Folge 
der Corona-Pandemie (https://www.oak-bv.
admin.ch/inhalte/Regulierung/Mitteilungen/
de/Mitteilung_Nr._2_2020_D.pdf).

2	 Zur restriktiven Rechtsprechung  
vgl. BVGer A-5358/2016, vom 1. Mai 2017; 
BGer 9C_657/2018 vom 10. Mai 2019.

Arbeitgebervertreter sind, haben sie ganz 
die Interessen des Wohlfahrtsfonds und 
ihrer Destinatäre zu wahren. 

Die im Merkblatt vorgenommene 
Unterteilung in Haupt- und Neben-
zweck des Wohlfahrtsfonds ist zu relati-
vieren und vernachlässigt den Aspekt, 
dass beispielsweise auch nicht im BVG 
versicherte Arbeitnehmer Destinatäre 
eines Wohlfahrtsfonds sein können. 
Nach Meinung der Autorin liegen beide 
Zwecke auf derselben Ebene. 

AHV-Problematik bei  
Ermessensleistungen im Auge behalten

Im Merkblatt nicht erwähnt wird die 
AHV-Problematik. Es ist bei jeder Leis-
tung zu prüfen, ob sie beim Arbeitgeber 
der paritätischen AHV-Beitragspflicht 
unterliegt.3 Die Ausnahmen von der 
AHV-Beitragspflicht sind restriktiv in 
der AHVV geregelt. Fallen beim Arbeit-
geber auf Leistungen des Wohlfahrts-
fonds AHV-Beiträge an, dürfen sie je-
doch vom Wohlfahrtsfonds übernom-
men werden. Dann liegt aufgrund des 
Verursacherprinzips kein Rückfluss von 
Stiftungsmitteln an den Arbeitgeber 
vor.4

Hängige parlamentarische Initiative
Abschliessend sei auf die hängige par-

lamentarische Initiative Schneeberger 
hingewiesen, die ergänzende Leistungen 
von Wohlfahrtsfonds zur Prävention bei 
Krankheit, Unfall und Arbeitslosigkeit 
(und nicht nur in Notlagen einzelner 
Destinatäre) bzw. bei Alter, Tod und 
Invalidität ermöglichen will. Sie ist als 
sinnvolle Feinadjustierung des Zweck-
verständnisses von Wohlfahrtsfonds zu 
verstehen.5 n

3	 Zur grundsätzlichen AHV-Beitragspflicht  
auf Leistungen von Wohlfahrtsfonds  
vgl. Art. 5 Abs. 2 AHVG sowie  
BGE 137 V 321, vom 8. August 2011.

4	 Weisungen OAK BV W-02/2016, Wohlfahrts-
fonds gemäss Art. 89a Abs. 7 ZGB, Ziff. 2.2. 
(https://www.oak-bv.admin.ch/inhalte/Regu-
lierung/Weisungen/de/02_2016_Weisun-
gen_Wohlfahrtsfonds_Deutsch_01 022 019.
pdf.pdf).

5	 Parlamentarische Initiative Schneeberger 
19.456 (https://www.parlament.ch/de/ 
ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft? 
AffairId=20 190 456).

Merkblatt
Das Merkblatt zu den Leistungen von Wohl-
fahrtsfonds (vom April 2021) der Konferenz 
der kantonalen BVG- und Stiftungsauf-
sichtsbehörden soll einen Überblick geben, 
welche Leistungen die Wohlfahrtsfonds 
nach der Praxis der Aufsichtsbehörden er-
bringen können und welche Grundsätze die 
Stiftungsräte bei der Ausrichtung dieser 
Leistungen zu beachten haben. Es ist hier 
abrufbar: https://www.konferenz-bvg-auf-
sicht-stiftungen.ch/fileadmin/konferenz-
bvg/user_upload/pdf/merkblaetter_und_
formulare/2021_Merkblatt_Leistungen_
von_Wohlfahrtsfonds.pdf
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Note d’information de la Conférence des autorités cantonales de surveillance LPP 
et des fondations

Prestations des fonds de bienfaisance
La nouvelle note d’information de la Conférence des autorités cantonales de surveillance 

LPP et des fondations donne un aperçu des prestations que les fonds de bienfaisance 

peuvent fournir selon la pratique des autorités de surveillance. 

La note d’information cite trois catégo-
ries de prestations avec des exemples. 

Prestations visant l’amélioration de la 
prévoyance professionnelle 

Celles-ci incluent par exemple le fi-
nancement d’un taux d’intérêt supérieur 
pour la rémunération des avoirs-vieillesse 
ou d’une allocation de renchérissement 
sur les rentes, le financement de rachats, 
la diminution des conséquences liées à 
l’abaissement du taux de conversion ou 
du taux d’intérêt technique.

La prévoyance professionnelle est éga-
lement améliorée indirectement si le 
fonds de bienfaisance soutient financiè-
rement la caisse de pensions en cas de 
découvert au moyen de versements à la 
caisse de pensions.

Financement d’une réduction des 
cotisations ou d’une exonération des 
cotisations

Dans la pratique, un fonds de bienfai-
sance peut prendre en charge une telle 
prestation à certaines conditions. Le fi-
nancement unilatéral de cotisations de 
l’employeur est admis uniquement si une 
réserve de cotisations de l’employeur a 
été constituée à ces fins auparavant, sauf 
si le fonds de bienfaisance est une fonda-
tion de financement.

Soutien des destinataires  
dans des situations de détresse

Ce soutien inclut dans un premier 
temps les prestations en cas de rigueur 
classiques à certains destinataires. Des 
prestations en cas de rigueur sont pos-
sibles en particulier en rapport avec des 
plans sociaux dans le cadre de licencie-
ments de masse, notamment le finance-
ment de retraites anticipées, l’augmenta-
tion de l’allocation chômage ou la prise 

en charge des frais de reconversion pro-
fessionnelle ou de formation continue. 
Un fonds de bienfaisance peut donc éga-
lement prendre en charge l’augmenta-
tion de l’indemnité en cas de réduction 
de l’horaire de travail en guise de presta-
tion en cas de rigueur. 

Prestations interdites
La note d’information précise par ail-

leurs les prestations qui ne doivent pas 
être versées. Il s’agit d’une part des pres-
tations qui ne sont pas en faveur de la 
prévoyance professionnelle ou ne visent 
pas l’amortissement d’une situation de 
détresse d’un destinataire. D’autre part, 
les obligations de l’employeur ne doivent 
pas être prises en charge (p. ex. versement 
du salaire ou de la poursuite du verse-
ment du salaire), car un retour des 
moyens de la fondation à l’employeur est 
interdit. À l’exception des cotisations 
précitées à la prévoyance professionnelle, 
les cotisations sociales (AVS/AI, AA, 
APG, etc.) ou les primes d’assurance-ma-
ladie ou d’indemnités journalières de 
maladie ne doivent pas être prises en 
charge. Le fonds de bienfaisance ne doit 
pas non plus prendre en charge les traite-
ments médicaux, sauf situation d’ur-
gence d’un destinataire. La prise en 
charge des coûts pour une cantine des 
collaborateurs ou une crèche est égale-
ment interdite.

Principes à respecter
Selon la note d’information, le fonds 

de bienfaisance doit respecter les prin-
cipes suivants lors du versement de pres-
tations:
–– Des prestations peuvent être fournies 
uniquement aux destinataires du fonds 
de bienfaisance ou pour eux. Des ver-
sements collectifs à la caisse de pen-

EN BREF

Le conseil de fondation, et non pas 
l’employeur, décide du versement 
des prestations conformément à 
son devoir discrétionnaire.

sions sont admis uniquement si le 
cercle de destinataires de la caisse de 
pensions est identique avec celui du 
fonds de bienfaisance.

–– Les prestations doivent être conformes 
au but, à savoir démontrer un caractère 
de prévoyance. La note distingue entre 
les prestations qui servent à améliorer 
la prévoyance professionnelle (risques 
vieillesse, invalidité, décès) en tant que 
but principal ou à amortir une situa-
tion de détresse suite à une maladie, un 
accident, la vieillesse ou le chômage en 
tant que but secondaire d’un fonds de 
bienfaisance.

–– Lors du versement de prestations en 
cas de rigueur, le conseil de fondation 
doit vérifier dans chaque cas individuel 
si une telle situation se présente ou 
risque de survenir. Pour des raisons 
pratiques et de proportionnalité, il 
peut prévoir certaines généralisations, 
par exemple la fixation de limites de 
revenus, éventuellement en tenant 
compte des obligations de soutien de 
la famille.
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–– Le conseil de fondation, et non pas 
l’employeur, décide du versement des 
prestations conformément à son de-
voir discrétionnaire.

–– Le conseil de fondation se doit de res-
pecter les principes de l’égalité de trai-
tement et de l’adéquation. Il doit trai-
ter les destinataires se trouvant dans 
une situation similaire de la même 
manière et il doit en particulier tenir 
compte de futurs développements pré-
visibles afin qu’il puisse verser à l’avenir 
des prestations dans un cadre similaire.

Sécurité juridique
La note d’information de la Confé-

rence des autorités cantonales de surveil-
lance LPP et des fondations relative aux 
prestations des fonds de bienfaisance 
avec prestations discrétionnaires. Grâce à 
des exemples, elle recense clairement les 
prestations que les autorités de surveil-
lance jugent licites et contribue ainsi à la 
sécurité juridique. Ainsi une augmenta-
tion de l’indemnité en cas de réduction 
de l’horaire de travail n’est plus liée à la 
pandémie de coronavirus, comme le pré-
voyait encore le communiqué de la 
Commission de haute surveillance de la 
prévoyance professionnelle (CHS PP).1 
En principe, le financement de l’aug-
mentation de l’allocation chômage dans 

1	 Communiqués de la CHS PP M-02/2020, 
Prestations du fonds de bienfaisance en cas 
de chômage partiel dû à la pandémie de 
coronavirus (https://www.oak-bv.admin.ch/
inhalte/Regulierung/Mitteilungen/fr/Mittei-
lung_Nr._2_2020_F.pdf).

le cadre d’un plan social est également 
possible. 

Les exemples ne sont pas exhaustifs
Les exemples cités dans la note ne sont 

pas exhaustifs. Une distribution faculta-
tive de fonds libres aux destinataires se-
lon une clé de répartition objective (pour 
les assurés actifs au moyen d’un apport 
individuel à la caisse de pensions) reste 
également possible. Des prestations vi-
sant à renforcer la caisse de pensions au-
delà du financement d’un découvert sont 
envisageables, car elles améliorent égale-
ment de manière indirecte la prévoyance 
professionnelle des destinataires.

Cofinancement éventuel  
d’un plan social

Le cofinancement des plans sociaux 
fait traditionnellement partie des tâches 
des fonds de bienfaisance. Le conseil de 
fondation doit vérifier soigneusement et 
en amont si et, si oui, quelle mesure de 
plans sociaux un fonds de bienfaisance 
peut/doit cofinancer au cas par cas, en 
tenant compte des principes généraux. 
Les prestations périodiques sont décon-
seillées de manière générale, si leur mon-
tant et leur durée ne sont pas clairement 
limités. L’auteure estime par ailleurs que 
la prise en charge des coûts de reclasse-
ment est envisageable en plus des presta-
tions citées dans la note. La prudence est 
de mise concernant les paiements transi-
toires des fonds de bienfaisance dans le 
cadre d’un plan social.2 

Fixation des prestations  
par le conseil de fondation  

De façon générale, le fonds de bienfai-
sance doit tenir compte dans sa stratégie 
de prestation de son but de fondation 
concret, du cercle de ses destinataires, du 
montant de ses moyens et de ses particu-
larités. La décision relative à une stratégie 
de prestation durable du fonds de bien-
faisance incombe au conseil de fonda-
tion, non à l’employeur. Même si le 
conseil de fondation est le plus souvent 
composé uniquement de représentants 
de l’employeur, ceux-ci doivent défendre 
les intérêts du fonds de bienfaisance et de 
ses destinataires. 

2	 À propos d’une jurisprudence plus restrictive, 
cf. TAF A-5358/2016, du 1er mai 2017;  
TF 9C_657/2018 du 10 mai 2019.

La subdivision entre but principal et 
secondaire du fonds de bienfaisance opé-
rée dans la note doit être relativisée et 
néglige le fait que des salariés non assurés 
dans le cadre de la LPP peuvent égale-
ment être les destinataires d’un fonds de 
bienfaisance. L’auteure estime que ces 
deux buts se situent au même niveau. 

Ne pas perdre de vue  
la problématique AVS en cas de  
prestations discrétionnaires

La note ne mentionne pas la problé-
matique AVS. Pour chaque prestation, il 
convient de vérifier si elle est soumise 
chez l’employeur à l’obligation de cotisa-
tion paritaire à l’AVS.3 Les exceptions à 
l’obligation de cotisation à l’AVS sont 
réglées de manière restrictive dans le 
RAVS. Si des cotisations AVS sur les 
prestations du fonds de bienfaisance sont 
dues chez l’employeur, elles peuvent tou-
tefois être prises en charge par le fonds de 
bienfaisance. En raison du principe de 
causalité, il ne s’agit pas d’un retour de 
moyens de la fondation à l’employeur.4

Initiative parlementaire pendante
Pour terminer, signalons l’initiative 

parlementaire pendante Schneeberger, 
qui entend rendre possibles les presta-
tions complémentaires des fonds de 
bienfaisance à des fins de prévention en 
cas de maladie, d’accident et de chômage 
(et non uniquement des prestations des-
tinées à aider quelques personnes à faire 
face à une situation précaire) et en cas de 
vieillesse, de décès ou d’invalidité. Elle 
doit s’entendre comme un ajustement fin 
judicieux du but des fonds de bienfai-
sance.5 n

Yolanda Müller

3	 À propos de l’obligation de cotisation AVS 
fondamentale sur les prestations des fonds 
de bienfaisance, cf. art. 5 al. 2 LAVS et ATF 
137 V 321, du 8 août 2011.

4	 Directives de la CHS PP W-02/2016, Fonds 
de bienfaisance visés par l’art. 89a al. 7, CC, 
ch. 2.2. (https://www.oak-bv.admin.ch/in-
halte/Regulierung/Weisungen/fr/02_2016_
Weisungen_Wohlfahrtsfonds_Franz.pdf).

5	 Initiative parlementaire Schneeberger 19.456 
(https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/ 
suche-curia-vista/geschaeft?AffairId= 
20 190 456).

Note d’information
La note d’information relative aux presta
tions des fonds de bienfaisance (avril 2021) 
de la Conférence des autorités cantonales 
de surveillance LPP et des fondations doit 
donner un aperçu des prestations que les 
fonds de bienfaisance peuvent fournir selon 
la pratique des autorités de surveillance et 
des principes que les conseils de fondations 
doivent respecter dans le cadre du verse-
ment de ces prestations. Elle est consultable 
ici: https://www.konferenz-bvg-aufsicht-
stiftungen.ch/fileadmin/konferenz-bvg/
user_upload/pdf/merkblaetter_und_formu-
lare/2021_Note_d_information_relative_
aux_prestations_des_fonds_de_bienfai-
sance.pdf


